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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Einbeziehung von Verlusten und Gewinnen aus Options- und 
Termingeschäften in die Aktiengewinnberechnung 

Das Bundesfinanzministerium hat in einem aktuellen Schreiben zur Einbeziehung 
von Verlusten und Gewinnen eines (Spezial-)Investmentfonds aus Options- und 
Termingeschäften in die Aktiengewinnberechnung nach § 8 
Investmentsteuergesetz 2004 Stellung genommen. 

Das BMF bezieht sich in seinem Schreiben auf das – mittlerweile rechtskräftige – 
Urteil des Finanzgerichts Niedersachsen (Urteil v. 6. Juli 2017, 6 K 150/16, sowie 
BFH-Beschluss I B 79/17 vom 29. März 2018 zur Abweisung der 
Nichtzulassungsbeschwerde). Im entschiedenen Fall ergab sich die 
konzeptionelle Kombination von Aktien- und Options/Termingeschäften aus dem 
Verkaufsprospekt. Eine entsprechende Einbeziehung der Gewinne und Verluste 
aus Options-/Termingeschäften in die Aktiengewinnberechnung, so die 
Finanzverwaltung, habe jedoch auch dann zu erfolgen, wenn die kombinierten 
Geschäfte auch ohne Aussagen in einem Verkaufsprospekt durchgeführt wurden. 

Ermittlung auf Ebene des (Spezial-)Investmentfonds 

Verluste und Gewinne eines (Spezial-)Investmentfonds aus Options- und 
Termingeschäften, die der (Spezial-)Investmentfonds im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Aktiengeschäften abgeschlossen hat, sind jedenfalls dann in die 
Aktiengewinnberechnung nach § 8 Investmentsteuergesetz in der bis zum 31. 
Dezember 2017 geltenden Fassung (InvStG 2004) mit einzubeziehen, wenn die 
Options- und Termingeschäfte auf der einen Seite und die Aktiengeschäfte auf 
der anderen Seite in ihren Teilschritten sowohl nach den tatsächlichen Abläufen 
als auch nach der Anlageplanung des (Spezial-)Investmentfonds konzeptionell 
aufeinander abgestimmt sind und sich wechselseitig bedingen. 

Dies gilt auch, wenn die Options- und Termingeschäfte nicht in Bezug auf 
einzelne Aktien, sondern für unterschiedliche Aktiengattungen oder auch 
hinsichtlich einer oder mehrerer Gesamtheiten von Aktiengattungen 
(Aktienkörben oder Indizes) abgeschlossen werden. 

Ermittlung auf Ebene des Anlegers 

Der nach den o. g. Grundsätzen ermittelte Aktiengewinn ist für den maßgebenden 
Besteuerungszeitpunkt auf Ebene des Anlegers (Veräußerung/Rückgabe bzw. 
Teilwertabschreibung) für die Ermittlung des besitzzeitanteiligen Aktiengewinns 
der Besteuerung zugrunde zu legen. Dies gilt auch für die Ermittlung des fiktiven 
Veräußerungsgewinns nach § 56 Absatz 3 Satz 1 InvStG auf den 31. Dezember 
2017. 

Wurde der Aktiengewinn bisher in diesen Fällen abweichend von den o. g. 
Rechtsprechungsgrundsätzen ermittelt und einer Steuererklärung zugrunde 
gelegt, ist der Anleger nach Maßgabe des § 153 AO verpflichtet, dies 
unverzüglich anzuzeigen und die erforderliche Richtigstellung vorzunehmen. Dies 

http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=STRE201775220&st=ent&doctyp=juris-r&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
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gilt auch, wenn die fehlerhaft ermittelten Aktien-Veräußerungsgewinne 
ausgeschüttet wurden. 

Kein Vertrauensschutz 

Da hier keine Rechtsprechungsänderung, sondern eine erstmalige Entscheidung 
dieser Rechtsfrage vorliegt, kann sich der Anleger nicht auf Vertrauensschutz 
berufen. Vielmehr musste der Anleger bereits bei Abgabe seiner Steuererklärung 
mit der Nichtanerkennung dieses Steuergestaltungsmodells durch die 
Finanzverwaltung rechnen und hätte gesondert auf diesen Sachverhalt und ggf. 
auf seine abweichende Rechtsauffassung hinweisen müssen. 

Rückwirkende Korrektur erforderlich 

Die (Kapital-)Verwaltungsgesellschaft hat für (Spezial-)Investmentfonds, die den 
Fonds-Aktiengewinn nicht nach den vorgenannten Rechtsprechungsgrundsätzen 
ermittelt haben, sowie für an einem solchen (Spezial-)Investmentfonds beteiligte 
Dach-(Spezial-)Investmentfonds eine rückwirkende Korrektur der Fonds-
Aktiengewinne durchzuführen und dies der für die (Spezial-)Investmentfonds 
zuständigen Finanzbehörde anzuzeigen und den Anlegern in geeigneter Weise 
bekanntzumachen. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 17. November 2020 (IV C 1 -S 1980-1/19/10082 :006) 

 
 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2020-11-17-einbeziehung-von-verlusten-und-gewinnen-aus-options-und-termingeschaeften.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 26. November 2020 

 
 
Das FG darf eine vertragliche Kaufpreisaufteilung auf Grund und 
Gebäude, die die realen Wertverhältnisse in grundsätzlicher Weise 
verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar erscheint, nicht durch die 
unter Verwendung der Arbeitshilfe des BMF ermittelte Aufteilung 
ersetzen. 
Die Arbeitshilfe gewährleistet die von der Rechtsprechung 
geforderte Aufteilung nach den realen Verkehrswerten von Grund 
und Gebäude im Hinblick auf die Verengung der zur Verfügung 
stehenden Bewertungsverfahren auf das (vereinfachte) 
Sachwertverfahren und die Nichtberücksichtigung eines sog. Orts- 
oder Regionalisierungsfaktors bei der Ermittlung des 
Gebäudewerts nicht. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 055/20 

 

Der Tatbestand des § 13a Abs. 4 Nr. 1 ErbStG vor 2009 ist erfüllt, 
wenn ein Mitunternehmeranteil im ertragsteuerrechtlichen Sinn 
vom Schenker auf den Beschenkten übergegangen ist. 
Ob vor der Übertragung wesentliches Betriebsvermögen oder 
Sonderbetriebsvermögen dem Betrieb entnommen oder in ein 
anderes Betriebsvermögen überführt wurde, ist für die Gewährung 
der Steuerbegünstigung unbeachtlich, solange es sich bei dem 
übertragenen Anteil um einen Mitunternehmeranteil handelt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Grundbesitzende Gesellschaft i.S. des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 
kann sowohl eine Personen- als auch eine Kapitalgesellschaft sein. 
Bei einer über eine zwischengeschaltete Kapitalgesellschaft 
vermittelten (mittelbaren) Beteiligung an einer grundbesitzenden 
Personengesellschaft ist für eine Anteilsvereinigung i.S. des § 1 
Abs. 3 Nr. 1 GrEStG der Anteil am Vermögen der 
Personengesellschaft und nicht die sachenrechtliche 
Mitberechtigung am Gesamthandsvermögen maßgebend. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 

Urteil IX R 26/19: 
Kaufpreisaufteilung auf 
Grund und Gebäude 
 
 
 
 
 
 
 
 
21. Juli 2020 
 

Urteil II R 33/17: 
Steuerbegünstigte 
Schenkung eines 
Kommanditanteils 
 
 
 
 
 
 
17. Juni 2020 
 

 

 
Urteil II R 45/17: 
Mittelbare 
Anteilsvereinigung an 
einer 
grundbesitzenden 
Personengesellschaft 
bei einer 
zwischengeschalteten 
Kapitalgesellschaft 
 
27. Mai 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010257/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kaufpreisaufteilung-bei-erwerb-einer-vermieteten-eigentumswohnung/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010253/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010254/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil II R 28/18: Einheitsbewertung einer Kiesgrube 
22. Juli 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IX R 6/19: Rechtmäßigkeit der Sportwettensteuer auf 
Pferderennwetten eines ausländischen Veranstalters 
26. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Bestimmung des Werts eines Anteils an einer Personengesellschaft für 
Zwecke der Erbschaftsteuer 

§ 97 Abs. 1a BewG enthält Vorgaben zur Ermittlung des gemeinen Werts eines 
Anteils am Betriebsvermögen einer Personengesellschaft durch Aufteilung des 
gemeinen Werts des der Personengesellschaft gehörenden Betriebsvermögens. 
Die Vorgaben des in § 97 Abs. 1a BewG enthaltenen Aufteilungsschemas sind 
auch dann zu beachten, wenn im Einzelfall der danach ermittelte Wert des Anteils 
von dem gemeinen Wert abweicht. Der Steuerpflichtige kann einen niedrigeren 
gemeinen Wert des Anteils durch einen zeitnahen Verkauf oder ein Gutachten 
eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen nachweisen. In 
einem solchen Fall ist eine Aufteilung nach § 97 Abs. 1a BewG nicht 
vorzunehmen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist Alleinerbin nach ihrem am 07. Mai 2014 verstorbenen Bruder, 
dem Erblasser. Der verstorbene Bruder war als Kommanditist an der H KG (KG) 
beteiligt. Weitere Kommanditisten der KG waren A und B. 

Nach Verkauf und Übertragung ihres Anlage- und Vorratsvermögens beschloss 
die KG am 21. Dezember 2012 ihre Auflösung. Diese wurde am 30. Januar 2013 
in das Handelsregister eingetragen. 

In der Erklärung zur gesonderten Feststellung über den von Todes wegen 
erworbenen Anteil am Betriebsvermögen der KG (Feststellungserklärung) 
berechnete die Klägerin einen negativen gemeinen Wert des gesamten 
Betriebsvermögens. Zu diesem gelangte sie, indem sie die Summe der 
Kapitalkonten des Erblassers sowie von A und B von dem Substanzwert der KG 
abzog und von dem verbleibenden Wert einen Anteil von 64 % gemäß der 
Gewinnbeteiligung des Erblassers an der KG ihm zurechnete. 

Das Finanzamt folgte er im Wesentlichen den Angaben der Klägerin in der 
Feststellungserklärung, zog für die Ermittlung des gemeinen Werts des 
erworbenen Anteils gemäß den Vorgaben des § 97 Abs. 1a Nr. 1 des 
Bewertungsgesetzes i.d.F. vom 24.12.2008 (BewG) jedoch das Kapitalkonto des 
Erblassers mit seinem positiven Wert heran und addierte hierzu den anteilig für 
den Erblasser verbleibenden (negativen) Wert am Betriebsvermögen der KG. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010255/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010255/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010256/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010256/
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Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

§ 97 Abs. 1a BewG enthält Vorgaben zur Ermittlung des gemeinen Werts eines 
Anteils am Betriebsvermögen einer Personengesellschaft durch Aufteilung des 
nach § 109 Abs. 2 BewG ermittelten gemeinen Werts des der 
Personengesellschaft gehörenden Betriebsvermögens. 

Nach diesen Vorgaben ist der gemeine Wert eines durch Erwerb von Todes 
wegen übergegangenen Anteils des Erblassers und Gesellschafters am 
Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft in mehreren Schritten zu 
ermitteln und aufzuteilen: 

• Zunächst wird der gemeine Wert des der Personengesellschaft 
gehörenden Gesamthandsvermögens insgesamt nach § 109 
Abs. 2 i.V.m. § 11 Abs. 2 BewG ermittelt. 

• In einem zweiten Schritt wird der so ermittelte gemeine Wert des 
Gesamthandsvermögens auf den Anteil, der Gegenstand der 
Bewertung ist, und die übrigen Anteile aufgeteilt. Dies erfolgt 
dadurch, dass die Kapitalkonten aus der Gesamthandsbilanz 
den jeweiligen Gesellschaftern vorweg zuzurechnen sind (§ 97 
Abs. 1a Nr. 1 Buchst. a BewG). 

• Danach wird der verbleibende Unterschiedsbetrag zwischen 
dem gemeinen Wert des Gesamthandsvermögens der 
Personengesellschaft und der Summe der Kapitalkonten 
(verbleibender Wert des Betriebsvermögens) nach dem für die 
Personengesellschaft maßgebenden 
Gewinnverteilungsschlüssel aufgeteilt, wobei 
Vorabgewinnanteile nicht zu berücksichtigen sind (anteiliger 
verbleibender gemeiner Wert des Betriebsvermögens, § 97 Abs. 
1a Nr. 1 Buchst. b BewG). 

• Im Anschluss werden für die aktiven Wirtschaftsgüter und 
Schulden des Sonderbetriebsvermögens die gemeinen Werte 
ermittelt und den Gesellschaftern getrennt zugerechnet (§ 97 
Abs. 1a Nr. 2 BewG). 

• Der Wert des Anteils eines Gesellschafters am 
Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft ergibt sich 
sodann aus einer Addition des nach den dargestellten Vorgaben 
ermittelten Werts des Anteils des Gesellschafters am 
Gesamthandsvermögen und des Werts des ihm 
zuzurechnenden Sonderbetriebsvermögens (§ 97 Abs. 1a Nr. 3 
BewG). 

Die Vorgaben des in § 97 Abs. 1a BewG enthaltenen Aufteilungsschemas sind 
auch dann zu beachten, wenn im Einzelfall der danach ermittelte Wert des Anteils 
von dem gemeinen Wert abweicht. § 97 Abs. 1a BewG beinhaltet eine 
typisierende und generalisierende Methode zur Ermittlung des gemeinen Werts 
eines Anteils an einer Personengesellschaft. Soweit sich im Einzelfall ein 
Unterschied zwischen dem nach dem BewG ermittelten Wert und dem gemeinen 
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Wert ergibt, ist dies aufgrund der typisierenden Bewertungsmethoden 
hinzunehmen. 

Ist der Steuerpflichtige der Auffassung, der gemeine Wert des Anteils an der KG 
fällt zu seinen Gunsten niedriger aus, als sich aus der schematischen Aufteilung 
des § 97 Abs. 1a BewG ergibt, kann er einen niedrigeren gemeinen Wert aus 
einem zeitnahen Verkauf ableiten oder –sollte ein zeitnaher Verkauf nicht 
vorliegen– durch ein Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen nachweisen, der den Wert unter Berücksichtigung der 
Ertragsaussichten der Gesellschaft oder einer anderen anerkannten, auch im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr für nichtsteuerliche Zwecke üblichen Methode 
ermittelt. In einem solchen Fall ist eine Aufteilung nach § 97 Abs. 1a BewG nicht 
vorzunehmen. Dieser Auffassung der Finanzverwaltung (R B 97.4 Abs. 2 Nr. 2 
Satz 2 ErbStR 2019) schließt sich der BFH aus den in dem Urteil v. 30. Januar 
2019 (II R 9/16) erörterten verfassungsrechtlichen Erwägungen an. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. Juni 2020 (II R 43/17), veröffentlicht am 19. November 2020. 

 

Keine Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG für die Reinigung einer 
öffentlichen Straße (Fahrbahn) und für in der Werkstatt des Handwerkers 
erbrachte Arbeiten 

Die Abgabe der Einkommensteuererklärung durch Datenfernübertragung ist 
wirtschaftlich unzumutbar, wenn der finanzielle Aufwand für die Einrichtung und 
Aufrechterhaltung einer Datenfernübertragungsmöglichkeit in keinem 
wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis zu den Einkünften steht, die die Pflicht zur 
elektronischen Erklärungsabgabe auslösen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
in einem aktuellen Urteil entschieden.  
Sachverhalt 

Der Kläger war seit 2006 selbständiger Physiotherapeut. Mitarbeiter und Praxis-/ 
Büroräume hatte er nicht, ebenso wenig einen Internetzugang. 

Bis einschließlich 2016 veranlagte das Finanzamt den Kläger auf der Grundlage 
der handschriftlich ausgefüllten amtlichen Erklärungsvordrucke zur 
Einkommensteuer. Für das Streitjahr 2017 forderte es den Kläger mehrfach 
erfolglos zur elektronischen Übermittlung der Einkommensteuererklärung auf und 
setzte daraufhin ein Zwangsgeld gegen den Kläger fest. Den Antrag des Klägers, 
von der Verpflichtung zur elektronischen Erklärungsabgabe befreit zu werden, 
lehnte das Finanzamt ab. 

Die hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
Erfolg. Das Finanzgericht verpflichtete das Finanzamt, auf die elektronische 
Erklärungsabgabe zu verzichten, und hob die Festsetzung des Zwangsgeldes 
auf. 

Entscheidung des BFH  

Der BFH bestätigte die Entscheidung des Finanzgericht und wies die Revision 
des Finanzamt zurück. 

Gemäß § 150 Abs. 8 Satz 1 Abgabenordnung (AO) i.V.m. § 25 Abs. 4 Satz 2 
Einkommensteuergesetz (EStG) muss die Finanzbehörde auf Antrag zur 
Vermeidung unbilliger Härten auf eine Übermittlung der Steuererklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung verzichten, 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010250/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

wenn eine solche Erklärungsabgabe für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder 
persönlich unzumutbar ist. Wirtschaftliche Unzumutbarkeit liegt insbesondere vor, 
wenn die Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung 
nur mit einem nicht unerheblichen finanziellen Aufwand möglich wäre. 

Ob ein nicht unerheblicher finanzieller Aufwand anzunehmen ist, kann nur unter 
Berücksichtigung der betrieblichen Einkünfte des Steuerpflichtigen im Sinne 
des  § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 EStG entschieden werden. Denn die 
Härtefallregelung soll Kleinstbetriebe privilegieren. Da der Kläger im Streitjahr nur 
14.534 € aus seiner selbständigen Arbeit erzielt hatte, ging der BFH von einer 
einem Kleinstbetrieb vergleichbaren Situation aus. Die elektronische 
Erklärungsabgabe konnte daher nicht rechtmäßig angeordnet werden und so 
auch das Zwangsgeld zu ihrer Durchsetzung keinen Bestand haben. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Juni 2020 (VIII R 29/19), veröffentlicht am 12. November 
2020, vgl. die Pressemitteilung 053/20 des BFH; siehe auch das Urteil VIII R 
29/17 vom selben Tag. 
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Virtual Tax & Legal Technology Fair 2020 

03.12., Webinar 

 

 

 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=37843713
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010248/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-pflicht-zur-elektronischen-uebermittlung-der-einkommensteuererklaerung-bei-wirtschaftlicher-unzumutbarkeit/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010247/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010247/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=37843713
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 

 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:gabriele.nimmrichter@de.pwc.com
mailto:gunnar.tetzlaff@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:SUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:UNSUBSCRIBE_PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
http://www.pwc.com/structure

